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DasneueParlament ist
keinStreichelzoo
Die Wähler erwarten von der «neuen Mitte» mehr Stabilität und
Mässigung. Dennoch muss das Parlament die Debatte um die
grossen Fragen der Schweiz führen, schreibt Karin Keller-Sutter

W
er im Oktober
2011 von sei-
nen Wählern
ins Parlament
gesandt wor-
den ist, tritt
eine Reise ins

Ungewisse an – vor allem die zahl-
reichen Neuen wie ich. Der geografi-
sche Weg ins Bundeshaus und die
Sitzordnung mögen bekannt sein, aber
der politische Weg des Parlaments ist
offen, man könnte sagen: Es ist nicht
wirklich klar, wofür das neue Parla-
ment steht. Üben wir uns deshalb in
Zurückhaltung, was Prognosen über
die Arbeit im neuen Parlament an-
geht. Und erinnern wir uns an den
chinesischen Premierminister Zhou
Enlai. Als dieser in den frühen 1970er
Jahren von Richard Nixon gefragt
wurde, was er von der Französischen
Revolution halte, antwortete er: «Es
ist zu früh, um ein Urteil abzugeben.»

Das neue Parlament zeigt – obwohl
zu einem Drittel erneuert – kaum Ver-
schiebungen zwischen den politischen
Blöcken. Augenfällig ist einzig die
fortschreitende Auffächerung der so-
genannten Mitte. Dies ist Ausdruck
einer verstärkten Individualisierung,
ja Zersplitterung der Gesellschaft.
Zwei neue Parteien spielen mit im
politischen Konzert, deren Libretto
wir kaum kennen – vielleicht kennen
es ihre Mitglieder selbst noch nicht.
Diese Pluralisierung hat ihren gesell-
schaftspolitischen Reiz – aber sie ge-
fährdet auch die Stabilität und Bere-
chenbarkeit des Systems. Beides sind
Erfolgsfaktoren unseres Landes. Die
Lösungssuche wird aufwendiger,
Kompromisse werden noch wässriger,
und letztlich besteht das Risiko, dass
der Entscheidungsfindungsprozess
intransparent wird.

Viele Bürgerinnen und Bürger er-
hoffen sich von der Stärkung der neu-
en Mitte paradoxerweise mehr Stabi-
lität und mehr Mässigung im politi-
schen Umgang. Dabei wird übersehen,
dass auch das neue Parlament kein
Streichelzoo ist. Es wird im Gegenteil
gerade in der kommenden Legislatur
darum gehen, grundsätzliche Fragen
zu klären. Dass die Vorstellungen über
die dringend notwendige Sanierung
der Sozialwerke dabei genauso ausein-

andergehen wie jene über die Umset-
zung der «Energiewende», liegt auf
der Hand. Der ökologische Umbau
wird zwangsläufig zu mehr Gebühren,
Abgaben und Subventionen führen.
Ökonomie und Ökologie werden also
nicht ohne weiteres vereinbar sein.
Und auch in der Verkehrspolitik sind
aufgrund knapper finanzieller Res-
sourcen Verteilkämpfe zwischen
Schiene und Strasse zu erwarten.

Besonders heftig dürften die Aus-
einandersetzungen zwischen den Re-
gionen ausfallen. Wer von den Pla-
nern des Bundes nicht als Metropoli-
tan-Raum bezeichnet wurde, muss
aufpassen, dass er nicht abgehängt
wird. Eine moderne Verkehrsinfra-
struktur ist jedoch Voraussetzung für
Arbeitsplätze und Wohlstand in allen
Regionen unseres Landes.

Bleibt die künftige Europapolitik –
die Sicherung eines wettbewerbsfähi-
gen Werk- und Finanzplatzes. Hier tun
wir Parlamentarier gut daran, uns von
sachorientierter Lösungssuche und
nicht von ideologischen Wunschvor-
stellungen leiten zu lassen. Probleme,
die sich aufgrund der Zuwanderung
ergeben, müssen innenpolitisch ange-
gangen werden. Raumplanung und
Zersiedelung sind Fragen, die unab-
hängig von der Zuwanderung einer
Lösung bedürfen. Lohndumping sowie

Scheinselbständigkeit sind Missbräu-
che, die entschlossen bekämpft wer-
den müssen.

Gerade in diesen wichtigen Fragen
muss die Konkordanz, die wir aus
dem Bundesrat kennen, auch im Par-
lament ihre Fortsetzung finden. Dies
bedeutet nicht, dass Konflikte nicht
ausgetragen werden sollen. Im Gegen-
teil: Die lösungsorientierte Auseinan-
dersetzung in Grundsatzfragen ist
entscheidend für den Fortbestand des
Erfolgsmodells Schweiz. Ich freue
mich darauf, im Ständerat mit den
Kolleginnen und Kollegen der SP über
das AHV-Rentenalter, mit meinen
SVP-Kollegen über die Konsolidie-
rung der Bilateralen zu debattieren.
Die Inszenierung der Politik aus pu-
rem Eigeninteresse jedoch können wir
uns nicht mehr leisten. Vielmehr muss
das Parlament den Grundsatz «Das
öffentliche Wohl ist das höchste Ge-
bot» stets vor Augen haben.

D
ie wirtschaftlich
schwierigen Zeiten,
die Schuldenkrisen
in Europa und in den
USA bieten Anlass
zur Sorge, weil sie
auch Auswirkungen

auf unser Land haben. Zu ihrer Bewäl-
tigung sind geschickte Strategien zur
Interessenwahrung im Ausland eben-
so notwendig wie die konsequente
Besinnung auf die Kräfte, die unser
Land stark gemacht haben. Dabei ge-
hören Föderalismus und direkte De-
mokratie zur DNA der Schweiz – ge-
nauso wie Leistungswille und Be-
scheidenheit. Das neue Parlament, das
morgen Montag erstmals zusammen-
tritt, hat die Chance, jene Stärken aus-
zubauen, die die Schweiz als nüchter-
nes, lösungsorientiertes Land ausma-
chen: politische Stabilität, gute Infra-
struktur, Bürgernähe, Wettbewerbs-
fähigkeit, Rechtsstaat und Freiheit.

Wenn wir – gemeinsam mit dem
Bundesrat und dem Volk – diese
Chance nutzen, verstärken wir unsere
Anziehungskraft für Talente aus aller
Welt und festigen unsere Position als
freiheitlicher Kleinstaat. Denn sowohl
auf der Weltbühne wie im Bundes-
haus gilt: Man muss nicht geliebt, son-
dern respektiert werden.

Karin Keller-Sutter

Karin Keller-Sutter, 47, ist seit 2000
Regierungsrätin des Kantons St. Gallen
und leitet das Sicherheits- und Justiz-
departement. Zurzeit ist sie auch Regie-
rungspräsidentin und steht der Konfe-
renz der kantonalen Justiz- und Polizei-
direktoren vor. Im Oktober wurde die
FDP-Politikerin als Ständerätin gewählt.

Der externe Standpunkt

Euro-Krise

Alarmglocken in der
Adventszeit
Die besinnliche Vorweihnachtszeit ist angebrochen, die Kerzen
leuchten, die Kassen klingeln. Nur: Eigentlich müssten die Alarm-
glocken schrillen. Denn die Banken trauen sich nicht mehr über
den Weg. Der Markt, auf dem sie sich untereinander riesige Geld-
beträge leihen, ist diese Woche nahezu eingefroren – ähnlich wie
nach dem Kollaps von Lehman Brothers 2008. Die Banken fürch-
ten, dass italienische oder französische Staatsanleihen, die sie als
Sicherheit halten, morgen viel weniger wert sein könnten. Nur
der vereinte Kraftakt der grossen Notenbanken der USA, der
Euro-Zone bis zur Schweizerischen Nationalbank konnte das De-
bakel abwenden: Sie fluteten am Mittwoch das Finanzsystem mit
Dollars. Als Nächstes drohte der Sturm der Kunden auf die Ban-
ken, um ihre Guthaben zurückzuholen. Jetzt muss alles schnell
gehen: Am Montag treffen sich Angela Merkel und Nicolas Sar-
kozy. Am Donnerstag kommen die Länderchefs der Euro-Zone
zusammen, am Freitag folgt der EU-Gipfel in Brüssel. Am wich-
tigsten ist jedoch ein überzeugendes Konzept, wie die geplante
Fiskalunion aussehen soll und wie künftig die Einhaltung der
Budgetdisziplin gesichert werden kann. Ferner muss die Europäi-
sche Zentralbank unmissverständlich klarmachen, dass sie mit
Aufkäufen von Anleihen alles unternimmt, um die Zinsen im er-
träglichen Rahmen zu halten. Unsere Nationalbank hat vorge-
macht, dass die Kosten einer Intervention minimal sind, wenn die
Ankündigung von den Finanzmärkten als glaubwürdig erachtet
wird. Ob Europa dazu noch fähig ist, ist eine andere Frage. (dah.)

Neues Kampfflugzeug

Ueli Maurer demonstriert
seinetaktischenFähigkeiten
Der Entscheid des Bundesrates, 22 Kampfflugzeuge vom Typ
Saab Gripen zu beschaffen, stellt zunächst einen Erfolg für Bun-
desrat Ueli Maurer dar. Er hat mit schlechten Karten eine fast op-
timale Partie gespielt. Denn die Bevölkerung ist gegen zusätzliche
Ausgaben für die Armee. Sodann war die Armeeführung in dieser
Frage anfänglich zerstritten, weil jede Waffengattung mehr Geld
für sich selbst reklamierte. Schliesslich wird Maurer gewusst ha-
ben, dass Sparmassnahmen etwa im Bildungsbereich zugunsten
eines neuen Kampfjets politisch chancenlos waren. So dürfte er
früh zur Überzeugung gelangt sein, nur mit dem günstigsten An-
gebot – dem Gripen – über eine Erfolgschance zu verfügen. Mit
einer grossen Dosis Bauernschläue arbeitete der VBS-Chef fortan
auf sein Ziel hin, um in einem Schlussspurt vom Bundesrat noch
vor Ende 2011 grünes Licht für den Gripen zu erhalten. Und Mau-
rer möchte alle nochmals verblüffen: Denn in den jetzt anstehen-
den Verhandlungen hofft das VBS offenbar, den definitiven Kauf-
preis deutlich unter die Grenze von 3,1 Milliarden zu drücken.
Käme man mit – zum Beispiel – 2,5 Milliarden ins Ziel, liesse sich
der Gripen weitgehend im ordentlichen Budget unterbringen.
Damit hätte Maurer die Fundamentalopposition kaltgestellt. Die
Schweiz hat sich im Moment darauf geeinigt, für die Armee jähr-
lich 5 Milliarden auszugeben. Haben in dieser Summe 22 Gripen
Platz, wird es für die Kampfflugzeug-Gegner argumentativ eng:
Niemand wird ernsthaft behaupten können, man solle mit diesem
Geld besser Wolldecken und Lastwagen statt Jets kaufen. (fem.)

SVP-Bundesratskandidaten

Volksauftrag nicht erfüllt
In allen Lebenslagen beruft sich die SVP mit Vorliebe auf den
Auftrag des Volkes. Hier ist einer: Am 7. Februar 1999 hat der Sou-
verän eine Verfassungsbestimmung gutgeheissen, wonach die
Bundesversammlung bei der Wahl der Mitglieder der Landesre-
gierung darauf Rücksicht zu nehmen hat, dass «die Landesgegen-
den und Sprachregionen angemessen vertreten sind». 74,4 Pro-
zent der Stimmenden haben sich für den Passus ausgesprochen.
Und was tut die SVP? Sie nominiert gut zehn Jahre später mit Bru-
no Zuppiger einen Kandidaten, der nicht nur im gleichen Kanton,
sondern sogar im gleichen Dorf wohnt wie SVP-Bundesrat Ueli
Maurer. Nimmt Zuppiger auf dem Stuhl von Eveline Widmer-
Schlumpf Platz, so stellen die alteidgenössichen Grossmächte
Zürich und Bern mit je zwei Sitzen die Mehrheit in der Landesre-
gierung. Eine angemessene Vertretung der Landesregionen sieht
anders aus. Die Erfüllung eines Volksauftrages ebenfalls. (pho.)

Chappatte

Bruno Zuppiger aus Hinwil wird von der SVP als Bundesratskandidat nominiert.


